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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 

1. Abgeordneter Welche konkreten Vorbereitungen (wie z. B. Ent- 
Dr. Langner Sendung von Schiffen oder Flugzeugen, Verstärkung 

(CDU/CSU) des Botschaftspersonals zur Flüchtlingsbetreuung 

in Hongkong, Thailand, Malaysia, Indonesien und 
Singapur, Vereinbarungen mit den Bundesländern 
zur Aufnahme und Versorgung anteiliger Quoten) 
hat die Bundesregierung getroffen, um die Zusage 
auf der Genfer Flüchtlingskonferenz zur Aufnahme 
von zehntausend vietnamesischen Flüchtlingen um- 
gehend in die Tat umsetzen zu können? 

Antwort des Staatsministers Dr. von Dohnanyi vom 24. August 

Nachdem die Bundesregierung auf der Genfer Flüchtlingskonferenz vom 
20./21. Juli 1979 die Aufnahme von 10 000 Indochinaflüchtlingen 
Zusagen und auf Grund der Aufstockung der Quoten der Bundesländer 
diese Zahl auf 12 953 erhöhen konnte, hat sie alle notwendigen und 
möglichen Schritte unternommen, um eine rasche Realisierung der 
angekündigten Aufnahmequoten zu erreichen. 

Die betroffenen Botschaften wurden verstärkt. Auf die Einhaltung 
üblicher ausländerrechtlicher Verfahren, die eine erhebliche Verzöge- 
rung mit sich gebracht hatten, wurde im Einvernehmen mit den Innen- 
ministern/Senatoren der Länder im Rahmen der gesetzlichen Möglich- 
keiten verzichtet. Dem Hohen Kommissar für Flüchtlinge der UN 
wurden Hilfskräfte des DRK, des Deutschen Caritas Verbandes und des 
Diakonischen Werks beigeordnet, um die Auswahl, Registrierung und 
medizinische Untersuchung der Flüchtlinge zu beschleunigen. Unab- 
dingbar ist jedoch die Mitwirkung der Länder des ersten Asyls bei der 
Vorbereitung der Ausreise aus diesen Ländern, die wie z. B. Malaysia 
eine bundesstaatliche Struktur besitzen. Daher können zeitliche Ver- 
zögerungen nicht ausgeschlossen werden. 

Zusammen mit der auf diesem Gebiet sehr erfahrenen internationalen 
Organisation ICEM (International Committee for European Migra- 
tion), die seit den 50er Jahren die Auswanderung größerer Bevölke- 
rungsgruppen betreut, werden so rasch wie möglich die Flüge organi- 
siert. Deren Abfolge hängt auch von den Aufnahmekapazitäten der 
Bundesländer ab. 

Zusammen mit den auf Grund einer privaten Initiative der Wochen- 
zeitung Die Zeit und von Prof. Finger, MdB, Köln, nach Deutschland 
eingereisten 274 bzw. 27 Indochina-Flüchtlingen werden in der Zeit 
vom 15. August bis 21. September 1979 ca. 2 134 Flüchtlinge in die 
Bundesrepublik Deutschland aufgenommen. Um eine Erhöhung dieser 
Zahlen für den genannten Zeitraum und Fortsetzung des zügigen 
Aufnahmeverfahrens bleibt die Bundesregierung im engen Zusammen- 
wirken mit den beteiligten Länderverwaltungen ständig bemüht. 

2. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Dr. Czaja Gebietserwerb durch Gewalt dem geltenden allge- 

( CDU/CSU) meinen Völkerrecht widerspricht, umsomehr, als 

sich neun EG-Staaten in der letzten Erklärung zu 
Nah-Ost- Fragen - außer in verschiedenen Entschlie- 
ßungen des Sicherheitsrats - auf diese Norm be- 
rufen haben, gilt sie für jeden Gebietserwerb durch 
Gewalt, auch einen solchen, durch den die Rechte 
von Deutschland als Ganzem bedroht werden? 

Antwort des Staatsministers Dr. von Dohnanyi vom 27. August 

In Beantwortung Ihrer Anfrage darf ich auf die Fragestunde vom 5. De- 
zember 1974 und die in dieser Fragestunde von dem damaligen Staats- 
minister im Auswärtigen Amt, Moersch, gegebenen Antworten auf 
Ihre Frage Nr. 129 und die dazu gestellten Zusatzfragen verweisen 
(Stenographischer Bericht über die 134. Sitzung, 7. Wahlperiode, 
S. 9097/98). 
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3. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


Was ist getan worden, um die Ankündigung des 
Bundesaußenministers Genscher aufzugreifen und 
zu realisieren, die „weltweite Ächtung der Todes- 
strafe“ vor die Vereinten Nationen zu bringen? 


Antwort des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher vom 23. August 

Ausgehend von der Konzeption des Grundgesetzes, daß die Todes- 
strafe eine unmenschliche Art der Bestrafung darstellt, hat die Bundes- 
regierung stets alle Bemühungen im internationalen Bereich unterstützt, 
die auf ihre Einschränkung bzw. Abschaffung hinzielen. Seit ihrem 
Beitritt zu den Vereinten Nationen hat sie sich auch dort stets im 
gleichen Sinne eingesetzt. 

Die Generalversammlung der Vereinten Nationen beschäftigt sich seit 
Ende der fünfziger Jahre mit dem Problem. Nach einer Reihe von 
Resolutionen verschiedener VN-Gremien faßte die Generalversammlung 
im Jahr 1971 eine Resolution, daß die Zahl der Straftaten, für welche 
die Todesstrafe vorgesehen ist, mit dem Ziel verringert werden sollte, 
sie später ganz abzuschaffen. Gemäß einer von uns unterstützten Reso- 
lution der Generalversammlung aus dem Jahr 1977 soll die 35. General- 
versammlung im Jahr 1980 diese Problematik mit Vorrang behandeln. 
Vorher soll sich der vorgesehene 6. VN-Kongreß zur Verbrechensver- 
hütung und Behandlung Straffälliger damit befassen. Die Bundes- 
regierung bereitet eine Stellungnahme vor und wird auf dem Kongreß 
aktiv mit wirken. 

Im VN-Rahmen gestaltet sich die Diskussion über die Abschaffung der 
Todesstrafe allerdings schon deshalb schwierig, weil derzeit noch in 
etwa zwei Drittel der Mitgliedstaaten die Verhängung der Todesstrafe 
dem geltenden Recht entspricht. Dazu gehören auch eine Reihe unserer 
westlichen Partner. Selbst bei ihnen besteht daher zum Teil Abneigung 
gegenüber den in den VN-Gremien laufenden Bemühungen. Immerhin 
konnte, nicht zuletzt auf Grund unserer Bemühungen, auf der letzten 
Frühjahrs-ECOSOC-Tagung eine Resolution verabschiedet werden, 
welche die Mitgliedstaaten zur Erstellung von Berichten über die Lage 
in ihren Ländern auffordert. 

Die Bundesregierung wird sowohl die kommende Generalversammlung 
und vor allem die Arbeit im 3. Ausschuß als auch die Sitzungen aller 
weiteren mit der Problematik befaßten VN-Gremien wie u. a. den 
ECOSOC neben den Institutionen außerhalb des VN-Bereichs wie z. B. 
den Europarat und die Europäische Justizministerkonferenz im Rah- 
men ihrer Möglichkeiten dazu benutzen, um die Diskussion zur Ab- 
schaffung der Todesstrafe voranzutreiben. 

Auf der 34. Generalversammlung wird Bundesminister Genscher in 
seiner Erklärung vor dem Plenum das Thema aufgreifen und die Vor- 
stellungen der Bundesregierung verdeutlichen. 


4. 


Abgeordneter 

Gansei 


(SPD) 


Was tut die Bundesregierung, um die Hinrichtung 
eines US-Soldaten zu verhindern, der wegen eines 
auf dem Territorium der Bundesrepublik Deutsch- 
land begangenen- Mords von einem US-Kriegsge- 
richt zum Tode verurteilt worden ist, und wird 
die Bundesregierung dieses Urteil zum Anlaß neh- 
men, um in Verhandlungen mit den Verbündeten 
eine Revision des Nato-Truppenstatuts zu erreichen? 


Antwort des Staatsministers Dr. von Dohnanyi vom 10. August 

Ich nehme an, daß sich Ihre Frage auf das am 3. Juli 1979 von einem 
US-Militärgericht in Fürth gegen den US-Soldaten Wyatt Matthews 
verhängte Todesurteil bezieht. 

Dazu darf ich zunächst darauf hinweisen, daß das NATO-Truppen- 
statut in seinem Artikel VII 7a folgende Bestimmung enthält: 
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„Todesurteile werden durch die Behörden des Entsendestaates nicht 
im Aufnahmestaat vollstreckt, wenn das Recht des Aufnahmestaates 
in entsprechenden Fällen diese Strafe nicht vorsieht.“ 

Eine Urteilsvollstreckung im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
ist damit also ausgeschlossen. Wie mir bekannt wurde, ist der Ver- 
urteilte inzwischen in die USA verlegt worden. 

Das Urteil wurde im Rahmen der vertraglichen Regelung der Gerichts- 
barkeit für die Stationierungsstreitkräfte gemäß Artikel VII des NATO- 
Truppenstatuts ausgesprochen. 

Die fraglichen Vorschriften des NATO-Truppenstatuts gelten für alle 
Vertragspartner in gleicher Weise nach dem Prinzip der Gegenseitigkeit. 
Über Bundeswehrsoldaten, die sich in einem anderen NATO-Staat zur 
Ausbildung befinden, wird also in gleichem Umfang deutsche Gerichts- 
barkeit ausgeübt. Ein Anlaß zu einer Revision dieser Vorschriften des 
NATO-Truppenstatuts besteht also nicht. 

Da sowohl der Verurteilte als auch das Opfer seiner Tat Angehörige der 
hiesigen amerikanischen Streitkräfte sind, stand den amerikanischen 
Militärbehörden in diesem Falle das Vorrecht auf Ausübung ihrer 
Gerichtsbarkeit zu. 

Zu berücksichtigen ist ferner, daß das Strafverfahren gegen Matthews 
noch nicht abgeschlossen ist. Der Gerichtsherr hat das Urteil noch 
nicht bestätigt, und das automatische Überprüfungsverfahren vor dem 
zuständigen höheren amerikanischen Militärgericht in Washington ist 
noch nicht eingeleitet. Eine Intervention der Bundesregierung zu- 
gunsten von Herrn Matthews würde also eine Einwirkung in ein schwe- 
bendes Verfahren bedeuten. 

Die Bundesregierung wird den Fortgang des Gerichtsverfahrens in den 
Vereinigten Staaten beobachten und eventuelle weitere Überlegungen 
hiervon abhängig machen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


5. Abgeordneter Welche Maßnahmen gegenüber der persischen 
Dr, Langner Regierung und welche Abstimmungen mit den 

(CDU/CSU) Bundesländern hat die Bundesregierung ergriffen 

bzw. vorgenommen, um Gewalttaten von Persern 
untereinander in der Bundesrepublik Deutschland, 
wie sie in diesen Tagen als Privat- und Lynchjustiz 
bekannt geworden sind, in Zukunft zu verhindern? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf vom 21. August 

Seit Anfang 1979 sind von den Polizeibehörden der Länder mehr als 
30 Vorfälle — die meisten davon seit Mitte Juli — registriert worden, in 
denen iranische Staatsangehörige wegen einer angeblichen Tätigkeit für 
den früheren iranischen Nachrichtendienst SAVAK von Landsleuten 
verdächtigt, bedroht oder in strafbarer Weise bedrängt wurden bzw. 
eine befürchtete Gefährdung der Polizei angezeigt haben. Soweit be- 
kannt, konnten bisher etwa 70 Tatverdächtige festgestellt werden, 
gegen ca. 30 wurde Haftbefehl erlassen. Bisher ist kein Strafverfahren 
abgeschlossen. 

Das Auswärtige Amt hat in Gesprächen mit dem iranischen Geschäfts- 
träger in der Bundesrepublik Deutschland deutlich gemacht, daß Ver- 
stöße gegen die deutsche Rechtsordnung nicht hingenommen werden. 
Im gleichen Sinne hat sich der Sprecher der Bundesregierung am 25. Juli 
1 979 geäußert. 

Iranische Stellen haben ihrerseits erklärt, daß die iranischen Studenten 
eigenmächtig und ohne Verbindung zur iranischen Regierung gehandelt 
hätten. Inzwischen hat am 17. August 1979 der von der iranischen 
Regienmg entsandte Sonderbotschafter Entezam in einem Gespräch 


4 




Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/3144 


mit Herrn Parlamentarischen Staastssekretär von Scheeler erneut unter- 
strichen, daß die iranische Regierung mit den in Frage stehenden 
Aktionen iranischer Studenten nichts zu tun habe; sie stehe auf dem 
Standpunkt, daß eine strafrechtliche Verfolgung ehemaliger Mitarbeiter 
von SAVAK nur auf dem Territorium des Iran selbst stattfinden könne. 

Die Sicherheitsbehörden des Bundes und der Länder gehen allen Ver- 
dachtsmomenten für Verstöße iranischer Staatsbürger gegen unsere 
Rechtsordnung umgehend nach; Vorkehrungen zum Schutze möglicher- 
weise gefährdeter Iraner sind von den dafür zuständigen Landesbehör- 
den getroffen worden. 

Der Vollzug ausländerrechtlicher Maßnahmen, insbesondere Auswei- 
sungen und Abschiebungen obliegt den Ländern. Der Bundesinnen- 
minister hat die Innenminister/-senatoren der Länder zuletzt am 25. Juli 
1979 gebeten, neben der strafrechtlichen Verfolgung der ermittelten 
Täter ausländerrechtliche Maßnahmen bis hin zur sofortigen Auswei- 
sung und Abschiebung zu prüfen. 


6. Abgeordneter 
Dr. Laufs 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Bundesinnenminister die 
Förderung des Informationsdienstes der Gesell- 
schaft für Reaktorsicherheit ,,GRS-Kurzinforma- 
tionen“ einstellen wird, und wie läßt sich dies 
gegebenenfalls mit der Absicht der Bundesregierung 
vereinbaren, die interessierte Bevölkerung wissen- 
schaftlich zuverlässig über Entwicklungen und 
besondere Ereignisse im Bereich der Reaktorsicher- 
heit zu unterrichten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf vom 23. August 

Die finanzielle Förderung der ,,GRS-Kurzinformationen“ wird mit 

Ablauf des Jahrs 1979 wegen der Kürzungen des hierfür verwendeten 

Haushaltstitels beendet. 

Der GRS wurde hiervon am 14. März 1979 Mitteilung gemacht. 

Diese Entscheidung beruht auf der Überlegung, daß 

- die ,, Kurzinformationen“ in der Zeit ihres Bestehens einen weiten, 
insbesondere im Bereich der Kernenergiewirtschaft, der Behörden 
der Länder und des Bundes und der Gutachter, weniger in der Be- 
völkerung zu suchenden Interessentenkreis gefunden haben, so daß ein 
Weiterbestehen dieses Informationsdienstes auch gesichert erscheint, 
wenn eine kostendeckende Bezugsgebühr erhoben wird, 

- die ohnehin knappen Mittel, die für die Untersuchungen der Sicher- 
heit kerntechnischer Einrichtungen zur Verfügung stehen, aus 
Prioritätsgründen nach den Ereignissen von Harrisburg nur noch 
ausschließlich im engsten Sinne für sicherheitstechnische Studien 
eingesetzt werden können. 


7. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Wurden Haushaltsmittel für den weiteren Ausbau 
der Erinnerungsstätte für die Freiheitsbewegungen 
in Rastatt in den Haushalt 1979 eingestellt, und 
wann ist - nachdem die Bauplanung vorgelegt und 
ein entsprechender Antrag vom Bundesarchiv 
Koblenz gestellt wurde - mit einer Entsperrung 
der Mittel zu rechnen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf vom 21. August 

In der Finanzplanung des Bundes sind für die inhaltliche und räumliche 
Erweiterung der Erinnerungsstätte für die Freiheitsbewegungen in der 
deutschen Geschichte in Rastatt insgesamt 2 Millionen DM vorgesehen. 
Im Jahr 1979 sind im Haushaltsplan des Bundesarchivs Koblenz (Ka- 
pitel 06 13 Titel 712 06) 500 000 DM veranschlagt. Die Erläuterungen 
sehen folgende Aufteilung dieses Betrags vor: 
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1. Baukosten 300 000 DM 

2. Erwerb von museumstechnischem Gerät und 

Ausstellungsgegenständen 190 000 DM 

3. Sonstiges 10 000 DM. 

Die Ausgaben sind gesperrt. 

Weitere Beträge von je 500 000 DM sollen in den Jahren 1980, 1981 
und 1982 vorgesehen werden. 

Vorschläge für ein Konzept, das Grundlage für die Entsperrung der 
Mittel sein soll, werden z. Z. durch das Bundesarchiv erarbeitet. Wegen 
der besonderen politischen Bedeutung bedürfen diese Vorschläge aller- 
dings noch einer eingehenden Prüfung durch die zuständigen Organi- 
sationseinheiten des Bundesinnenministeriums. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


8. Abgeordneter 
Vogt 
(Düren) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung angesichts der alarmieren- 
den Nachrichten über die finanziellen Schwierig- 
keiten der freiwilligen Feuerwehren bereit, einer 
raschen Verabschiedung des Feuerschutzsteuer- 
gesetzes zuzustimmen? 


9. Abgeordneter 
Vogt 
(Düren) 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
rein technischen Fragen für das Erhebungsverfahren 
unabhängig von der Verabschiedung des Gesetz- 
entwurfs geklärt werden können, und wenn ja, 
welche Folgerungen zieht sie daraus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Böhme 
vom 14. August 

Die Bundesregierung hat in ihrer Stellungnahme zu dem vom Bundes- 
rat eingebrach ten Entwurf eines Feuerschutzsteuergesetzes (Drucksache 
8/2172) einer bundesrechtlichen Neuregelung der Feuerschutzsteuer 
grundsätzlich zugestimmt. Der Zeitpunkt, zu dem das Gesetz verab- 
schiedet werden kann, hängt in erster Linie vom Fortgang der Beratun- 
gen im Finanzausschuß des Deutschen Bundestages ab. 

Die in den Ausschußberatungen bisher aufgetretenen Schwierigkeiten 
betreffen nicht das Erhebungsverfahren, sondern die Verteilung des 
Aufkommens der Feuerschutzsteuer unter den Ländern. Nachdem sich 
herausgestellt hat, daß die insoweit vom Bundesrat vorgeschlagene 
Regelung (§ 11 des Gesetzentwurfs) nicht den Anforderungen des 
Artikels 107 Abs. 1 Satz 2 und 3 des Grundgesetzes genügt, muß jetzt 
eine Lösung gefunden werden, die verfassungskonform, sachgerecht 
und auch ohne übertriebenen Aufwand praktikabel ist. Die Bundes- 
regierung wird im Rahmen ihrer Möglichkeiten weiterhin bemüht sein, 
zur Klärung der Probleme beizutragen. 

Da das Feuerschutzsteueraufkommen den Ländern zusteht und die 
Zerlegung des örtlichen Aufkommens nur durch ein Bundesgesetz 
vorgenommen werden kann, besteht aber nach Auffassung der Bundes- 
regierung ein so enger Sachzusammenhang mit der bundesrechtlichen 
Novellierung des Feuerschutzsteuerrechts, daß eine hiervon unab- 
hängige Behandlung des Zerlegungsproblems praktisch nicht möglich 
sein dürfte. 


10. Abgeordneter Trifft es zu, daß - wie in der Süddeutschen Zeitung 

Ludewig vom 16./ 17. Juni 1979 berichtet - die Bundes- 

(FDP) republik Deutschland Schloß Illesheim verfallen 

läßt, obwohl es seit 30 Jahren Eigentum des Bundes 
ist? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Böhme 
vom 14. August 

Es trifft zu, daß das frühere Schloßgut Illesheim verfallen ist. Dies ist 
jedoch nicht auf eine mangelnde Bauunterhaltung durch den Bund 
zurückzuführen. Vielmehr ist das Schloß im Kriege und in der Nach- 
kriegszeit in erheblichem Umfang zerstört worden. Die in den Jahren 
1945 bis 1947 eingetretenen Zerstörungen konnten damals aus Mangel 
an Baumaterialien nicht beseitigt werden. Seinerzeit befand sich die 
Liegenschaft in der Verwaltung des Freistaates Bayern. 

Als der Bund das ehemalige Schloßgut Anfang der fünfziger Jahre in 
seine Verwaltung übernahm, war der Nordflügel bereits einsturzgefähr- 
det. Das Hauptgebäude befand sich in einem ruinengleichen Zustand. 
Lediglich der Südflügel war noch nutzbar. 

Bei dieser Sachlage konnte und kann nicht mehr von einem erhaltungs- 
würdigen Baudenkmal gesprochen werden. Der Bundesrechnungshof 
bezeichnete bereits 1953 den Einsatz von Haushaltsmitteln als unver- 
tretbar. Auch der Generalkonservator des Bayerischen Landesamtes 
für Denkmalpflege erklärte 1958, der seit Jahren bestehende und 
fortschreitende Verfall des Schlosses und die restlose Entfernung jedes 
Details von denkmalpflegerischem Interesse ließen alle Bemühungen zur 
Erhaltung des Schlosses aussichtslos erscheinen. Er erhob deshalb 
gegen einen Abbruch des Schlosses keine Bedenken. 

Überraschend änderten die Denkmalschutzbehörden des Freistaates 
Bayern 1974 ihre Meinung und forderten vom Bund die Erhaltung 
des früheren Schlosses als Denkmal. Sie haben inzwischen eine Instand- 
setzungsverfügung erlassen, gegen die der Bund Widerspruch eingelegt 
hat, weil die Schloßruine kein Baudenkmal darstellt und ein Neuaufbau 
des Schlosses, auf den die Verfügung letztlich hinausläuft, für den 
Grundstückseigentümer unzumutbar ist. Der Ausgang dieses Verfahrens 
bleibt abzuwarten. 


1 1 . Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, einen besonderen 
Ludewig Fonds einzurichten, aus dem Beiträge zur Sanierung 

(FDP) von erhaltungswürdigen, historischen Bauwerken, 

die im Eigentum des Bundes stehen, gezahlt werden 
sollen, wie dies die niedersächsische Landesregierung 
für Schlösser in Niedersachsen plant? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Böhme 
vom 14. August 

Der Einrichtung eines besonderen Fonds zur Unterhaltung erhaltungs- 
würdiger bundeseigener Bauwerke bedarf es nicht. Soweit für derartige 
Maßnahmen Haushaltsmittel benötigt werden, stehen diese im Rahmen 
des normalen Bauunterhalts zur Verfügung. 

Ergänzend weise ich darauf hin, daft der Bund nicht Träger der Kultur- 
hoheit ist; dies ist Aufgabe der Länder. Ich bedauere deshalb, daß der 
Freistaat Bayern das Angebot des Bundes auf unentgeltliche Übereig- 
nung des ehemaligen Schloßguts Illesheim bisher nicht angenommen 
hat. 


12. Abgeordneter 
Dr. Friedmann 

(CDU/CSU) 


Gibt es innerhalb der Bundesregierung Überle- 
gungen, den Besitzstand der Obstabfindungsbrenne- 
reien (Kleinbrenner), die vor allem für die süddeut- 
schen landwirtschaftlichen Betriebe von existenziel- 
ler Bedeutung sind, insbesondere -hinsichtlich des 
sogenannten Überbrands und des Steuersatzes, 
nachteilig zu verändern? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Böhme 
vom 22. August 

Seit längerer Zeit fechten Einführer Branntweinsteuerbescheide mit der 
Begründung an, daß eingeführte Branntweine aus der Gemeinschaft 
nach Artikel 95 EWG-Vertrag zum niedrigsten inländischen Steuersatz 
zu versteuern seien. Artikel 95 EWG-Vertrag untersagt es den Mit- 
gliedstaaten, eingeführte Waren unmittelbar oder mittelbar höher zu 
belasten als gleichartige inländische Waren. 

Der niedrigste inländische Steuersatz gilt für Branntwein aus Klein- 
brennereien; die Ermäßigung beträgt 30,5 v. H. des vollen Satzes. Das 
Gesetz über das Branntweinmonopol sieht für eingeführten Branntwein, 
der aus Kleinbrennereien stammt, die gleiche Vergünstigung vor. Nun 
wird aber die Auffassung vertreten, daß die Einfuhrbesteuerung dis- 
kriminierend sei, weil die besonderen Merkmale unserer Abfindungs- 
brennereien von ausländischen Kleinbrennern nicht erfüllt werden 
können. Das danach bestehende Risiko für erhebliche Ausfälle an 
Branntweinsteuer führt zwangsläufig zu der Frage, ob Merkmale des 
Abfindungsbrennens geändert werden müßten, wenn ausländische 
Kleinbrennereien gleichgestellt werden sollen. Dabei geht es weniger 
um den ermäßigten Steuersatz als um die Überausbeute, die ausländi- 
schen Brennern bei Einfuhren nicht gewährt werden kann. Die Über- 
legungen sind noch nicht abgeschlossen. 

13. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die Feststellung des 
Dr. Langner neuesten Bundesbankberichts (,,Die Verschuldung 

(CDU/CSU) der Öffentlichen Haushalte“, in Monatsberichte, 

31. Jahrgang, Nummer 7 Juli 1979 Seite 21), daß 
die staatlichen Ansprüche an den Kreditmarkt 
reduziert werden müßten, um nicht die private 
Kreditnachfrage zu blockieren und den Zins noch 
mehr in die Höhe zu treiben - zumal es keine 
konjunkturpolitischen Gründe für die überhöhte 
staatliche Kreditnachfrage gibt -, zum Anlaß 
nehmen, entsprechende Forderungen aus den 
Fraktionen von CDU/CSU und FDP aufzugreifen 
und den Haushaltsplanentwurf 1980 noch einmal 
zu durchforsten, um die Ausgaben um 5 Milliarden 
DM zu kürzen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Böhme 
vom 22. August 

Ihre Anfrage beantworte ich namens der Bundesregierung mit nein. 

Die Bundesregierung stimmt mit der Deutschen Bundesbank darin 
überein, daß die öffentliche Kreditnachfrage bei einer weiteren Bele- 
bung der privaten Kreditnachfrage verringert werden muß. Sie hält 
daher insbesondere auch weitere Steuersenkungen für 1980 — wie sie 
von namhaften Unionspolitikern gefordert werden - nicht für vertret- 
bar. Die Konsequenzen aus dieser Einschätzung der kreditmarkt poli- 
tischen Erfordernisse müssen für den Haushaltsentwurf 1980 aber nicht 
erst gezogen werden, sie sind vielmehr bereits gezogen durch eine 
Kürzung der Ausgaben um 2 Milliarden und eine Senkung der Netto- 
kreditaufnahme um über 5 Milliarden DM gegenüber dem bisherigen 
Finanzplan. Die Bundesbank hat das in dem von Ihnen zitierten Auf- 
satz ausdrücklich festgestellt. 


14. Abgeordneter Trifft es zu, daß in den EG-Fonds Hunderte von 

Biechele Millionen DM liegen, die für soziale oder regionale 

(CDU/CSU) Förderungsmaßnahmen zur Verfügung stehen, weil. 

die nationalen Behörden die EG-Beihilfemöglich- 
keiten nicht ausreichend nutzen oder Mittel ver- 
spätet abrufen, und was gedenkt die Bundesregie- 
rung, wenn die Bundesrepublik Deutschland von 
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dieser Entwicklung betroffen ist, gegebenenfalls 
zu tun, um die EG-Fördermittel für die Bundes- 
republik Deutschland voll zu nutzen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser vom 21. August 

Mit den Mitteln der EG-Fonds für soziale und strukturelle Maßnahmen 
- Regionalfonds, Sozialfonds und Ausrichtungs- (=Struktur-) teil des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EAGFL) — werden Vorhaben gefördert, die sich von der Planung bis 
zur Durchführung in der Regel über mehr als ein Jahr erstrecken. Die 
für diese Vorhaben im Gemeinschaftshaushalt ausgewiesenen Verpflich- 
tungsermächtigungen dienen als Basis für das Eingehen rechtlicher 
Verpflichtungen und stellen somit den Rahmen für die Bewilligung von 
Anträgen auf Förderung dar. Die im EG-Haushalt von den Verpflich- 
tungsermächtigungen getrennt ausgewiesenen Zahlungsermächtigungen 
dienen zur Deckung der Ausgaben des laufenden Haushaltsjahrs, die 
bei der Erfüllung der im laufenden Haushaltsjahr und/oder früherer 
Haushaltsjahre eingegangenen Verpflichtungen zu leisten sind. Zwi- 
schen Genehmigung eines Antrags und Auszahlung der Gemeinschafts- 
hilfe liegt naturgemäß immer eine gewisse Zeitspanne. 

Für den Regional-, Sozial- und Agrarstrukturfonds ist jedoch die Zeit- 
spanne zwischen der Inanspruchnahme der Verpflichtungsermächtigun- 
gen einerseits und der Zahlungsermächtigungen andererseits als zu groß 
anzusehen. Nach den Angaben der Kommission beliefen sich zum 
31. Dezember 1978 die im Rahmen von Verpflichtungsermächtigungen 
gebundenen, aber noch nicht ausgezahlten Mittel für den Regionalfonds 
auf 705 Millionen ERE (1,76 Milliarden DM), für den Sozialfonds auf 
1 221 Millionen ERE (3,05 Milliarden DM) und für den EAGFL-Abt. 
Ausrichtung auf 859 Millionen ERE (2,14 Milliarden DM). Dabei ist 
jedoch zu beachten, daß in diesen Globalbeträgen Mittel enthalten 
sind, die je nach Art der bewilligten Projekte erst in späteren Haus- 
haltsjahren fällig werden. 

Nach Auffassung der EG-Kommission liegen die Hauptursachen der 
Verzögerungen für den Mittelabfluß bei den Mitgliedstaaten und sind 
vor allem auf schwerfällige Verwaltungsverfahren zurückzuführen. Die 
Kommission hat daher die Mitgliedstaaten mehrmals gebeten, die er- 
forderlichen Maßnahmen zu treffen, um hier Abhilfe zu schaffen. 

Die Mitgliedstaaten — insbesondere auch die Bundesrepublik Deutsch- 
land — sehen auch bei der Kommission noch Möglichkeiten zur Ver- 
einfachung der Verfahren. Allerdings müssen Vereinfachungen bei 
Mitgliedstaaten und Kommission dort ihre Grenzen haben, wo der 
Zweck des Mitteleinsatzes gefährdet würde. 

Die schleppende Inanspruchnahme der Fondsmittel führt im übrigen 
dazu, daß alljährlich die bewilligten Zahlungsermächtigungen nicht 
ausgenutzt und auf das folgende Haushaltsjahr übertragen bzw. in 
Abgang gestellt werden: 

Von den 1978 verfügbaren Zahlungsermächtigungen aus dem Regional- 
fonds in Höhe von 608 Millionen ERE (aus 1977 übertragen 83 Mil- 
lionen ERE + Haushaltsoll 1978 in Höhe von 525 Millionen ERE) 
sind 255 Millionen ERE von den Mitgliedstaaten abgerufen worden. 
Der nicht verwendete Restbetrag in Höhe von 353 Millionen ERE 
wurde auf das Haushaltsjahr 1979 übertragen. 

Von den 1978 verfügbaren Zahlungsermächtigungen aus dem Sozial- 
fonds in Höhe von 584 Millionen ERE (aus 1977 übertragen 45 Mil- 
lionen ERE + Haushaltsoll 1978 in Höhe von 539 Millionen ERE) 
sind 285 Millionen ERE von den Mitgliedstaaten abgerufen worden. 
Der nicht verwendete Restbetrag in Höhe von 299 Millionen ERE 
wurde auf d«s Haushaltsjahr 1979 übertragen. 

Von den 1978 verfügbaren Zahlungsermächtigungen aus der Abteilung 
Ausrichtung des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft in Höhe von 1 245 Millionen ERE (801 Millionen ERE 
übertragene Mittel + 1978 bewilligte Mittel in Höhe von 444 Millionen 
ERE) sind 324 Millionen ERE von den Mitgliedstaaten abgerufen 
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worden. Der nicht verwendete Restbetrag in Höhe von 875 Millionen 
ERE wurde auf das Haushaltsjahr 1979 übertragen. 43 Millionen ERE 
wurden'in Abgang gestellt. 

Von der unbefriedigenden Inanspruchnahme der Fonds der Europäi- 
schen Gemeinschaft in 1978 ist die Bundesrepublik Deutschland kaum 
betroffen: 

Im Bereich des Regionalfonds hat die Bundesrepublik Deutschland 
stets auf einen zügigen Rückfluß der deutschen Quote (6 v.H.desFonds- 
Volumens) Wert gelegt. Aus dem Jahresbericht 1978 des Regionalfonds 
ergibt sich, daß die Bundesrepublik Deutschland in der Ausnutzung 
ihrer Quote im Vergleich zu den anderen Mitgliedstaaten an der Spitze 
liegt. Daß dennoch die Deutschland zur Verfügung stehenden Mittel 
noch nicht völlig ausgezahlt sind, liegt zum einen an dem Zeitraum, 
der normalerweise zwischen Beantragung und Auszahlung der Mittel 
liegt, und zum anderen an der schon erwähnten Mehrjährigkeit vieler 
bereits bewilligter Vorhaben. 

Die Fördermittel des Sozialfonds werden von den in der Bundesrepu- 
blik hierfür in Frage kommenden Trägern — vor allem Bundesanstalt 
für Arbeit, Sozialversicherungsträger, Länder — nahezu voll genutzt. 
Wenn genehmigte Beträge nicht voll ausgeschöpft werden konnten, so 
ist dies zu einem großen Teil auf die geforderte frühzeitige Antrag- 
stellung zurückzu führen: Bis sich absehen läßt, wieweit eine Maßnahme 
tatsächlich verwirklicht werden kann, vergeht seit der Antragstellung 
regelmäßig rund ein Jahr, in dem sich die Arbeitsmarktlage geändert 
haben kann. Die Bundesregierung drängt bei allen Trägern ständig 
darauf, so schnell wie möglich von der neu eingeführten Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, Vorschüsse bei der Kommission zu beantragen. 

Auch die zur Verfügung stehenden Mittel des EAGFL- Abteilung Aus- 
richtung werden von der Bundesrepublik Deutschland unverzüglich 
in Anspruch genommen. Insbesondere werden die vom Rat beschlos- 
senen gemeinsamen Maßnahmen sehr schnell in Deutschland ange- 
wandt und nicht wie in anderen Mitgliedstaaten erst mit erheblicher 
zeitlicher Verzögerung durchgeführt. Die nationale Anwendung der 
beschlossenen Agrarstrukturmaßnahmen ist die Voraussetzung für den 
Einsatz der zu diesem Zweck aus dem EAGFL zur Verfügung stehenden 
Mittel. Bisher hat die Bundesrepublik Deutschland ihren Anteil an den 
gebundenen Mitteln voll in Anspruch genommen; eine Ausnahme bilden 
lediglich die gebundenen Mittel, die tranchenweise, z. B. bei der För- 
derung von Einzelvorhaben über mehrere Jahre, entsprechend dem Grad 
der Vollendung der Projekte ausgezahlt werden. 


15. Abgeordneter 
Dr. Hammans 
(CDU/CSU) 


Wann kann die Gemeinde Brüggen (Kreis Viersen) 
damit rechnen, daß eine tonhaltige Fläche von 
ca. 10 ha aus dem Munitionsdepot der britischen 
Streitkräfte zur Ausbeute für die dortige Ton- 
industrie freigegeben wird, nachdem die Gemeinde 
Brüggen am 5. März 1976 bereits den Antrag gestellt 
hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Böhme 
vom 14. August 

Wie Sie wissen, haben die britischen Streitkärfte ihre grundsätzliche 
Bereitschaft zur Freigabe einer Teilfläche des Munitionslagers in Brüggen 
an Bedingungen geknüpft, die eine Reihe von Feststellungen auf deut- 
scher Seite erfordern. Hierzu gehört insbesondere die Frage der Abbau- 
würdigkeit des Tonvorkommens unter Berücksichtigung der mit einer 
Freigabe verbundenen Kosten der militärischen Ersatzanlagen; diese 
Kosten müßten vom Veranlasser, also von den Abbau-Unternehmen 
oder der Gemeinde Brüggen, getragen werden, soweit sie nicht aus 
Mitteln des Landes oder der regionalen Wirtschaftsförderung finanziert 
werden können. 
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Die zu diesen Fragen erbetene Stellungnahme des Ministeriums für 
Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen 
liegt bisher leider nicht vor. Das Ministerium hat die Industrie- und 
Handelskammer in Krefeld um einen Bericht gebeten, der nach meinen 
Informationen ebenfalls noch aussteht. 

Es läßt sich deshalb zur Zeit nicht abschätzen, ob und wann die briti- 
schen Streitkräfte Teilflächen des Munitionslagers für den Tonabbau 
freigeben werden. 


16. Abgeordneter 
Dr. Becker 
(Frankfurt) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß mehr und mehr ,, freie Mitarbeiter“ 
von Freiberuflern von den Finanzämtern und den 
gesetzlichen Krankenkassen zu ,, Arbeitnehmern“ 
gestempelt werden, und billigt die Bundesregierung 
gegebenenfalls diese Handhabung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Böhme 
vom 20. August 

Im Einvernehmen mit dem Bundesarbeitsminister nehme ich zu Ihrer 
Anfrage wie folgt Stellung: 

Eine Tendenz, die die Finanzämter oder die gesetzlichen Kranken- 
kassen als Einzugsstellen des Gesamtsozialversicherungsbeitrags mehr 
und mehr freie Mitarbeiter von Freiberuflern als Arbeitnehmer bzw. als 
abhängig Beschäftigte ansehen, ist der Bundesregierung nicht bekannt. 

Die Begriffsmerkmale für die steuerliche Arbeitnehmereigenschaft 
ergeben sich aus § 1 der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung. Diese 
Bestimmung besteht unverändert seit langem. Finanzverwaltung und 
Steuergericht sind daran gebunden. 

Zum Bereich der Sozialversicherung weise ich ergänzend auf folgendes 
hin: 

Für den Personenkreis der Mitarbeiter bei den Rundfunk- und Fernseh- 
anstalten ist auf Grund mehrerer Urteile des Bundessozialgerichts vom 
22. Januar 1973 eine Änderung in der rechtlichen Beurteilung seitens 
der Versicherungsträger eingetreten. In den Urteilen wurde festgestellt, 
daß die sogenannten ständigen freien Mitarbeiter bei den Rundfunk- 
anstalten in der Regel als unständig Beschäftigte im Sinne von § 441 
der Reichsversicherungsordnung anzusehen sind. 

Das Bestehen einer allgemeinen Tendenz, daß zunehmend freie Mit- 
arbeiter als abhängig Beschäftigte angesehen werden, kann auch nicht 
durch die neuere Rechtsprechung des Bundessozialgerichts bestätigt 
werden. Zu nennen sind insbesondere zwei neuere Urteile vom 25. No- 
vember 1976 - 12/3 RJ 1/75 - und vom 24. Oktober 1978 — 12 RK 
58/76 — . Danach ist auf die wesentlichen Umstände im konkreten Ein- 
zelfall abzustellen. Ergibt sich aus der Gesamtbetrachtung der Um- 
stände, die für ein Beschäftigungsverhältnis oder für eine selbständige 
Tätigkeit sprechen, kein eindeutigeis Übergewicht für die eine oder 
andere Seite, könne nicht ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis 
unterstellt werden. Das Bundessozialgericht stellt in diesen Fällen 
vielmehr auf den Vertrags willen der Parteien ab. Als Indiz für den Ver- 
tragswillen wird der bisherige Status im Erwerbsleben (Arbeitnehmer 
oder Selbständiger) angesehen. 


12. Abgeordneter 
Gerstein 
(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Aussichten 
für eine beim Patienten spürbare Kostendämpfung 
im Gesundheitswesen durch den Wegfall der bis- 
herigen Mehrwertbesteuerung von Humanarznei- 
mitteln? 


18. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich im Zuge der 
Gerstein bevorstehenden Verhandlungen über eine Mehr- 

( CDU/CSU) Wertsteuerharmonisierung im EG-Bereich für einen 

Wegfall der Mehrwertbesteuerung von Humanarznei- 
mitteln einzusetzen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Böhme 
vom 20. August 

Eine Ümsatzsteuerbefreiung für die Lieferung von Humanarzneimitteln 
ist nach der 6. EG-Richtlinie zur Harmonisierung der Umsatzsteuern 
vom 17. Mai 1977 (ABI. EG Nr. L 145 vom 13. Juni 1977) nicht 
zulässig. Entsprechendes gilt für die Einführung eines sogenannten 
Nullsatzes, d. h. einer Steuerbefreiung unter Beibehaltung des Vor- 
steuerabzugs. Die 6. Richtlinie läßt lediglich zu, daß die Mitgliedstaaten, 
in denen am 31. Dezember 1975 ein solcher Nullsatz galt, diese Rege- 
lung für eine Übergangszeit beibehalten. 

Falls Sie unter ,, Wegfall der bisherigen Mehrwertbesteuerung“ die 
Gewährung des ermäßigten Steuersatzes verstehen, darf ich auf die 
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser vom 20. Juli 
1979 auf die schrifltiche Frage des Abgeordneten Regenspurger Bezug 
nehmen. Eine Ermäßigung der Umsatzsteuer für Arzneimittel ist nach 
Auffassung der Bundesregierung nicht das geeignete Mittel, um die 
Ursachen des Kostenanstiegs in der Arzneimittelversorgung zu be- 
seitigen. 

Die Harmonisierung der Umsatzsteuerbefreiungen in der EG ist durch 
die 6. Richtlinie abgeschlossen mit dem Ergebnis, daß die Lieferung 
von Arzneimitteln nicht von der Mehrwertsteuer befreit wird. Weiter- 
gehende Harmonisierungsvorschläge, die für Arzneimittel relevant 
wären, hat die EG-Kommission bisher nicht vorgelegt. Die Bundes- 
regierung hält eine Aussage darüber, welche Haltung sie künftig bei 
etwaigen Vorschlägen der EG-Kommission zur Harmonisierung der 
Steuersätze für die Lieferung von Arzneimitteln einnehmen wird, für 
verfrüht. 

19. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Unregelmäßigkeiten mit 
Ey EG-Subventionen bekannt (vgl. Berichte der Zoll- 

(CDU/CSU) fahndung, besonders Schleswig-Holsteins, in der 

Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 20. Juli 
1979), und welche Folgerungen zieht die Bundesre- 
gierung gegebenenfalls daraus? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Böhme 
vom 21. August 

Der Bundesregierung sind die in dem Presseartikel der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung vom 20. Juli 1979 dargestellten Unregelmäßig- 
keiten bei der Vergabe von EG-Subventionen bei der Erzeugerprämie 
Schlachtrinder und bei der privaten Lagerhaltung Rindfleisch aus fast 
allen Bundesländern bekannt. 

Insbesondere das Ausmaß der Unregelmäßigkeiten bei der Gewährung 
der Erzeugerprämie Schlachtrinder hat die Bundesregierung veranlaßt, 
der EG-Kommission einen zusammenfassenden Bericht in dieser Ange- 
legenheit zu übersenden. Danach ist davon auszugehen, daß bei einer 
Gesamtausgabe in Höhe von ca. 400 Millionen DM in der gesamten 
Bundesrepublik durch Manipulationen Prämien in Höhe von ca. 1 Mil- 
lion DM (Stand November 1978) zu Unrecht ausgezahlt wurden, von 
denen ein Großteil wieder eingezogen wurde. 

Dem in dem Presseartikel besonders genannten Rückforderungsantrag 
in Höhe von voraussichtlich 1 Million DM liegen noch nicht abgeschlos- 
sene Ermittlungen gegen eine bestimmte Firma zugrunde. 

Der Bundesregierung ist es auch bei diesen Unregelmäßigkeiten generell 
darum gegangen, den Schaden durch sofortige Einschaltung der zu- 
ständigen Behörden, durch Ermittlungen und die Wiedereinziehung 
der zu Unrecht gezahlten Prämien insgesamt zu begrenzen. Weiterhin 
werden Straf- oder Ordnungswidrigkeitsverfahren eingeleitet, um zu 
unterstreichen, daß es sich bei diesen Manipulationen nicht um „Kava- 
liersdelikte“ handelt. 

Die Betriebsprüfungen, durch die ein Großteil der Manipulationen auf- 
gedeckt worden sind, werden im EG-Marktordnungsbereich gezielt 
intenisiviert. Dazu ist die Bundesregierung auch durch die Richtlinie 
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des Rats vom 22. Juli 1977 über die von den Mitgliedstaaten vorzu- 
nehmende Prüfung der Maßnahmen, die Bestandteil des Finanzierungs- 
systems des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, Abteilung Garantie, sind (Richtlinie Buchprüfung) 
verpflichtet. Diese Richtlinie orientiert sich weitgehend am Prüfungs- 
system in der Bundesrepublik Deutschland. Darüber hinaus hat die 
Bundesregierung anläßlich des Berichts an die EG-Kommission appel- 
liert, den Problemen der Kontrolle im Rechtsetzungsverfahren mehr 
Gewicht beizumessen und insbesondere bei Vergünstigungen die ent- 
sprechenden Anspruchsvoraussetzungen eindeutig zu umschreiben 
und Maßnahmen nicht überstürzt, wie z. B. die Erzeugerprämie Schlacht- 
rinder, einzuführen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


20. Abgeordneter 

Wolfram 

(Reckling- 

hausen) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung den jüngsten Vorschlag 
von Bundesfinanzminister a. D. Dr. Alex Möller, 
als dringende Sofortmaßnahme eine Kontrolle 
der Preiserhöhungen der Ölkonzerne vorzunehmen, 
aufgreifen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen vom 21. August 

Die Bundesregierung hat die Einführung staatlicher Preiskontrollen im 
Mineralölsektor stets abgelehnt und ihre Auffassung mehrfach, insbe- 
sondere auch in ihrer Antwort vom 23. Juli 1979 auf die parlamentari- 
sche Anfrage des Abgeordneten Spitzmüller bekräftigt. 

Zwar ist der Ruf nach staatlichen Kontrollen angesichts der drastischen 
Preisentwicklung im Mineralölbereich verständlich. Die Erfahrungen mit 
staatlichen Preisregulierungen zeigen jedoch, daß Eingriffe in die Preis- 
bildung die Probleme auf den Mineralölmärkten nur verschärfen wür- 
den, weil eine am Markttrend orientierte Preiskontrolle in der Praxis 
nicht machbar ist. 

Eine staatliche Preisüberwachung läuft mangels geeigneter anderweiti- 
ger Kontrollmaßstäbe regelmäßig auf eine marktwidrige Kostenkontrol- 
le hinaus, die die Knappheitsverhältnisse auf den Märkten nicht be- 
rücksichtigen kann. Preiskontrollen, die dem Markttrend zuwiderliefen, 
hätten jedoch bei der derzeitigen angespannten Lage auf den Weltöl- 
märkten eine Vernkappung des Angebots an Mineralölerzeugnissen im 
Inland zur Folge und würden damit zugleich die Versorgungssicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland gefährden, die in besonderem Maß 
von Mineralölimporten abhängig ist. Darüber hinaus würden falsch 
gesetzte Preissignale die notwendi^gen Anpassungsprobleme auf den 
Energiemärkten beeinträchtigen und so der Wiederherstellung eines 
besseren Marktgleichgewichts entgegenwirken. 

Schließlich wäre es gerade auch aus verbraucherpolitischer Sicht nicht 
erwünscht, wenn der Staat in die Mitverantwortung für Preiserhöhungen 
gezogen wird und die behördlich „geprüften“ Preise ein staatliches 
Gütesignal aufgedrückt bekämen, zumal eine staatliche Preisüberwachung 
trotz erheblichen bürokratischen Aufwands wegen der in der Praxis 
nicht lösbaren Ermittlungsschwierigkeiten nur von sehr begrenzter 
Effizienz sein könnte. 

Zielsetzung der Bundesregierung ist es demgegenüber, den Ursachen der 
derzeitigen Probleme im Mineralölbereich zu begegnen. Die Bundes- 
regierung wird daher ihre Politik staatlicher Anreize für energiesparende 
Investitionen und zur Verbesserung des Energieangebots - flankiert 
von zweckentsprechender Normsetzung — fortführen. 

• Im übrigen sind mit der Mißbrauchskontrolle über marktbeherrschende 
Unternehmen bereits Instrumente vorhanden, mit denen feststellbaren 
Machtmißbräuchen auch bei Preisen entgegengewirkt und somit der 
Verbraucher vor willkürlichem „Preisdiktat“ geschützt werden kann. 
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Das Verfahren hierfür soll mit der von der Bundesregierung dem Deut- 
schen Bundestag vorgelegten Kartellgesetznovelle verbessert werden, 
indem die durch die Erfahrungen der Praxis erkennbar gewordenen 
Sanktionslücken im Kartellgesetz insbesongere durch eine neue Scha- 
dens^atz- und Abschöpfungsregelung für mißbräuchlich erlangte Mehr- 
erlöse geschlossen werden soll. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


21. Abgeordneter 
Paintner 
(FDP) 


Hat der Bundesemährungsminister, wie ihm von der 
Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher im Sender 
Freies Berlin vorgeworfen wurde, in den sechs 
Jahren nach der ersten Ölkrise noch keine Überle- 
gungen darüber angestellt, wie in der Land- und 
Ernährungswirtschaft Energie eingespart werden 
kann, und wie wird die Bundesregierung auf den 
Vorwurf reagieren? 


Antwort des Bundesministers Ertl vom 14. August 

Die Behauptung, der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten habe in den sechs Jahren nach der ersten Ölkrise noch keine 
Überlegungen darüber angestellt, wie in der Land- und Ernährungs- 
wirtschaft Energie eingespart werden kann, ist unzutreffend. 

Im Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten ist in den vergangenen Jahren intensiv an den 
Fragen der Energieeinsparung und der Erschließung rleuer Energie- 
quellen in der Landwirtschaft gearbeitet worden. Ein entsprechender 
Forschungsschwerpunkt ist eingerichtet worden. Die Ergebnisse der 
Forschungen und Untersuchungen haben sich in der großen Anzahl 
von Veröffentlichungen mit Empfehlungen für die Praxis und Be- 
ratung niedergeschlagen. Im übrigen darf auf die Antwort der Bundes- 
regierung auf Ihre schriftlichen Fragen vom 30. März 1979 (Druck- 
sache 8/2699, Fragen B 49, B 50) verwiesen werden. 

Seit 1975 werden im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe ,, Verbesse- 
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ Investitionen zur 
Energieeinsparung in der Landwirtschaft gefördert. Die Fördermittel 
werden in großem Umfange von dem energieintensiven Unterglasgar- 
tenbau in Anspruch genommen. Mit Beginn des Jahrs 1979 wurden 
die Förderungsbedingungen weiter verbessert. 

Sowohl in der landwirtschaftlichen Praxis als auch im Unterglasgarten- 
bau werden des weiteren Vorhaben, die Energiegewinnung aus Stroh, 
Holz und anderen organischen Stoffen zum Ziel haben, mit Mitteln 
des BML gefördert. 

Auch im Bereich der Energieeinsparung bei der Be- und Verarbeitung 
von landwirtschaftlichen Erzeugnissen werden intensive Forschungs- 
und Untersuchungsarbeiten geleistet, deren Ergebnisse an die Praxis 
weitergegeben werden. In diesem Bereich erweist sich der im Haus- 
halt des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
neu verankerte Titel „Zuwendungen für Investitionen für Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben für den Umweltschutz im Agrarbereich“ als 
außerordentlich wertvoll. Aus ihm können beispielhafte Investitionen 
zur Energieeinsparung gefördert werden. So werden z. B. neuartige 
Wärmerückgewinnungsanlagen in Molkereien, moderne Anlagen zur 
Nutzung vorhandener Wasserkraft bei Mühlen und ähnliche Vorhaben 
aus diesem Titel gefördert. 

Im übrigen hat die Bundesregierung zahlreiche Maßnahmen zur Ener- 
gieeinsparung und Erschließung neuer Energiequellen beschlossen, die 
auch die Agrarwirtschaft betreffen. Als Beispiel ist zu nennen: 
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— das Energieprogramm der Bundesregierung von 1973 mit seinen 
Fortschreibungen von 1974 und 1977, 

— das Energie-Einsparungsgesetz von 1976 mit der Wärmeschutz- 
Verordnung, der Heizungsanlagen-Verordnung und der Heizungs- 
Betriebs-Verordnung, 

— das Modernisierungs- und Energie-Einsparungsgesetz von 1978, 
~ die Programme des Bundesforschungsministers ,, Energieforschung 

und Energietechnologie“ und ,, Technologien zur Nutzung der 
Sonnenenergie“, 

— das Programm des Bundeswirtschaftsministers zur ,, Förderung 
der beschleunigten Markteinführung energiesparender Technolo- 
gien und Produkte“. 

Die Bundesregierung räumt auch weiterhin Maßnahmen zur Energie- 
einsparung höchste Priorität ein. Die Bundesregierung hat deshalb 
einen Kabinettausschuß eingesetzt, der sich damit befaßt. Die Bun- 
desregierung wird sich auch bei ihren Verhandlungen in den Gremien 
der Europäischen Gemeinschaften dafür einsetzen, daß ausgewogene 
Vorschläge zur Energieeinsparung diskutiert und verabschiedet wer- 
den. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


22. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, 
daß für Soldaten, die an den Wochenenden die 
Deutsche Bundesbahn zur Familienheimfahrt be- 
nutzen und an Standorten sind, die erheblich ent- 
fernt vom nächsten Bundesbahnknotenpunkt liegen, 
Fahrdienste der Bundeswehr eingerichtet werden, 
die diese Soldaten zum Bahnhof befördern (Bei- 
spiel: Kaserne Rotenbrug/Fulda nach Bebra)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Bülow 
vom 21. August 

Die Bundesregierung hat jedem Truppenteil die Möglichkeit einge- 
räumt, Soldaten, die Familienheimfahrten mit der Deutschen Bundes- 
bahn durchführen, zwischen Gemeinschaftsunterkunft und nächst- 
gelegenem oder nächstgelegenem verkehrsgünstigen Bahnhof mit Eil- 
oder Schnellzughalt mit vorhandenen Dienstkraftfahrzeugen zu beför- 
dern. 

Voraussetzung ist, daß die einfache Strecke von der Gemeinschafts- 
unterkunft aus mindestens 3 km und grundsätzlich nicht mehr als 
50 km (Nahverkehr) beträgt, mit öffentlichen Verkehrsmitteln nicht 
oder nur unzureichend bedient wird und die örtliche Straßenverkehrs- 
behörde zustimmt. Im Standort Rotenburg/Fulda ist eine Zubringer- 
fahrt nicht eingerichtet, weil die Truppenteile z. Z. personell und ma- 
teriell nicht in der Lage sind, eine solche Fahrt auf Dauer durchzu- 
führen. Es wird z. Z. geprüft, ob in diesem Fall die vom Standort- 
ältesten beantragte Anmietung von Zivilbussen ermöglicht werden 
kann. 

Darüber hinaus wird vom Bundesverteidigungsministerium untersucht, 
ob Fahrten zum nächsten verkehrsgünstigen Bahnhof allgemein über 
eine Entfernung von mehr als 50 km ausgedehnt werden können. 


23. Abgeordneter 
Würzbach 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung enge Patenschaftsverbin- 
dungen und deren weiteren Ausbau zwischen 
aktiven Truppenteilen unserer Bundeswehr und in 
der Nähe der Garnisonen liegenden Dörfern und 
Städten für wertvoll und erstrebenswert, oder wird 
einer solchen Verbindung nur geringer Wert beige- 
messen? 
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24. Abgeordneter 
Würzbach 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, heute bestehende 
einengende, schwerfällige und bürokratische Vor- 
schriften, die eine harmonische und flexible Aus- 
gestaltung solcher Patenschaftsverhältnisse erschwe- 
ren, aufzulockern, um so ein Zusammentreffen 
aktiver Soldaten bestimmter Kompanien und 
Bataillone mit den Bürgern der Patengemeinden 
leichter, unkomplizierter und damit häufiger er- 
reichen zu können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Bülow 
vom 21. August 

Patenschaften zwischen Einheiten und Verbänden der Bundeswehr 
und Gemeinden sind ein wertvolles Mittel zur Festigung der gegen- 
seitigen Verbundenheit von Soldaten und Bürgern. Ihnen wird als 
Ausdruck der Verbundenheit der Truppenteile mit der Bevölkerung 
der Umgebung des Standorts großer Wert beigemessen. 

Im Bundesverteidigungsministerium ist zur Zeit ein Erlaß in Vorbe- 
reitung, durch den die Pflege von Patenschaften zwischen Einheiten 
und Verbänden der Bundeswehr mit Städten und Gemeinden der 
Umgebung des Standortes verbessert werden soll. 

Da für die Realisierung der einzelnen Maßnahmen Haushaltsmittel 
bereitgestellt werden müssen, die im laufenden Rechnungsjahr nicht 
mehr zur Verfügung stehen, wird die Herausgabe des Erlasses nicht 
vor Ende 1979 erfolgen. 


25. Abgeordneter 

Voigt 

(Sonthofen) 

(CDU/CSU) 


Inwieweit trägt das Bundesverteidigungsministerium 
generell der Tatsache Rechnung, Feldjäger im 
Rahmen des miUtärischen Ordnungsdienstes zur 
Überwachung des Wochenendurlaubsverkehrs in 
Zügen einzusetzen, nachdem auch die mit der 2. 
Wagenklasse eingesetzten IC-Züge ab 1, Juh 1979 
von Grundwehrdienstleistenden kostenlos benutzt 
werden können? 


26. Abgeordneter 
Voigt 

(Sonthofen) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, sich für die Auf- 
hebung des Beschlusses des Verwaltungsrats der 
Deutschen Bundesbahn einzusetzen, daß derzeit 
keine Notwendigkeit für den Einsatz von Feldjägern 
im Zugstreifendienst besteht, obwohl in Pressebe- 
richten (Zeit-Magazin - „Bierfahnen der Bundes- 
wehr“) über erhebliche Disziplinlosigkeiten durch 
Soldaten in den Speisewagen von IC- Zügen berichtet 
wird, die das Ansehen der Bundeswehr in der 
Öffentlichkeit eklatanterweise schädigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Bülow 
vom 21. August 

Die in früheren Jahren im Rahmen der Amtshilfe für die Bahnpolizei 
eingesetzten Feldjäger-Zugstreifen wurden mit Wirkung vom 1. Ok- 
tober 1975 eingestellt. 

Ausschlaggebend für diese Maßnahme waren vor allen Dingen recht- 
liche und haushaltsmäßige Gründe. 

Die von den zumeist in Zivil reisenden Soldaten begangenen Verstöße 
stellen in erster Linie Ordnungswidrigkeiten dar, zu deren Abstellung 
nach den Vorschriften der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO) 
vom 8, Mai 1967 allein die Bahnpolizei bzw. das mit Bahnpolizeibe- 
fugnissen ausgestattete Zugbegleitpersonal verpflichtet ist. 

Trotz der seitens der Bundeswehr gegenüber der Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbahn (HVB) bereits 1975 erklärten Bereitschaft und 
eines im Frühjahr dieses Jahrs erneuten Angebots, die Bahnpolizei unter 
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bestimmten Bedingungen im Rahmen der Amtshilfe durch Feldjäger- 
Zugstreifen zu unterstützen, hält die HVB als oberste Bahnpolizeibe- 
hörde im Einvernehmen mit dem Beschluß des Verwaltungsrates der 
Deutschen Bundesbahn vom 7. Februar 1979 eine Amtshilfe durch 
Feldjäger für nicht erforderlich. Sie ist vielmehr der Ansicht, daß die 
z. Z. von Feldjägern durchgeführten Bahnhofstreifen ausreichend seien. 

In diesem Zusammenhang darf ich darauf hinweisen, daß es sich nach 
Beurteilung der Deutschen Bundesbahn bei den unerfreulichen Er- 
eignissen um Einzelfälle handelt und daß nach Meldung der vermehrt 
eingesetzten Feldjäger-Bahnhofstreifen in der letzten Zeit keine wesent- 
lichen Verstöße reisender Soldaten mehr festgestellt worden sind. 


27. Abgeordneter 
Voigt 

(Sonthofen) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß - bei An- 
wendung der Beförderungsbestimmungen und Ein- 
weisungsrichtlinien - z. B. die Beförderung von 
Oberleutnanten zu Hauptleuten im Rahmen der 
vorhandenen Plan- und Haushaltsstellen des dem 
Bundesverteidigungsministerium nachgeordneten Be- 
reichs kaum noch möglich ist, daß demgegenüber 
aber im Bundesverteidigungsministerium noch nach 
den genannten Bestimmungen in der Mindestzeit 
befördert wird, und wenn ja, wie erklärt es die 
Bundesregierung, daß im umgekehrten Fall die 
Einweisung von Hauptleuten nach A 1 2 im nach- 
geordneten Bereich des Bundesverteidigungsministe- 
riums bei Erfüllung der Voraussetzungen in der 
Mindestzeit erfolgt und außerdem noch ungenutzte 
Haushaltsstellen vorhanden sind, wohingegen Haupt- 
leute im Bundesverteidigungsministerium bei glei- 
chen Voraussetzungen nicht mehr eingewiesen 
werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Bülow 
vom 21. August 

Es trifft als Pauschalaussage nicht zu, daß im nachgeordneten Bereich 
die Beförderung von Oberleutnanten zu Hauptleuten kaum noch 
möglich ist. 

So werden die Oberleutnante des Truppendienstes im Zuge ihres Ver- 
wendungsaufbaus nach Vorliegen der laufbahnrechtlichen Voraus- 
setzungen und nach Erfüllen der Auswahlkriterien zum Hauptmann/ 
Kapitänleutnant befördert, soweit sie eine entsprechende Funktion 
nach § 18 BBesG wahrnehmen. Dabei werden die leistungstärksten 
Oberleutnante nach den in den ,, Auswahlverfahren für die Beförderung“ 
festgelegten Mindestlaufzeiten, die anderen nach entsprechender, 
zeitlich ebenfalls festgelegter Staffelung zum Hauptmann/Kapitän- 
leutnant befördert. 

Bei den Offizieren des militärfachlichen Dienstes stehen dagegen mit 
Stichtag 7. Mai 1979 insgesamt 893 Oberleutnante, die zwar die Voraus- 
setzung für eine Beförderung erfüllen, aber noch nicht auf STAN- 
Dienstposten Hauptmann/Kapitänleutnant versetzt werden konnten, 
im Verwendungsstau. Insgesamt 553 Oberleutnante, die die Voraus- 
setzungen für eine Beförderung erfüllen, aber mangels Planstelle nicht 
befördert werden können, befinden sich in dieser Laufbahn im Be- 
förderungsstau. 

Beförderungen zum Hauptmann werden im nachgeordneten Bereich 
grundsätzlich nur in dem Umfang vorgenommen, wie entsprechende 
Planstellen durch Zurruhesetzungen wieder verfügbar werden. Dabei 
wirkt es sich auf die Beförderungsmöglichkeiten besonders nachteilig 
aus, daß 

1. infolge der unorganischen Altersstruktur der Laufbahn Offz MilFD 
die Zurruhesetzungsquoten bis einschließlich 1986 erheblich un- 
ter den Soll-Werten bleiben, 


17 



Drucksache 8/3144 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


2. eine Schere zwischen den H/KL-Dienstposten und den verfügbaren 
Planstellen dieser Besoldungsgruppe besteht und das 

3. mit Stichtag 7. Mai 1979 aus der Zeit vor dem Inkrafttreten des 
HStruktG noch 482 Hauptleute/Kapitänleutnante in der Laufbahn 
Offz MilFD auf niedriger bewerteten Dienstposten verwendet wer- 
den und in gleicher Größenordnung die Beförderung von solchen 
Oberleutnanten blockieren, die einen nach BesGr A 1 1 bewerteten 
Dienstposten innehaben. 

Trotzdem werden zum Beförderungstermin 1. Oktober 1979 wieder 
einige Oberleutnante auch in der Laufbahn Offz MilFD mit einer Min- 
destdienstzeit als Offizier von 5 1/2 Jahren zum Hauptmann befördert. 

Im BMVg stehen bei Anwendung der geltenden Beförderungsbestim- 
mungen derzeit 17 Oberleutnante auf Dienstposten A 11/12 zur Be- 
förderung zum Hauptmann/Kapitänleutnant heran. 

Demgegenüber stehen bei Kap. 14 01 Tit. 423 01 (BMVg) zum 1. 
Oktober 1979 lediglich sechs durch Zurruhesetzungen frei werdende 
Planstellen der BesGr A 1 1 zur Verfügung, so daß elf Oberleutnante 
von der Beförderung zum H/KL ausgeschlossen bleiben. 

Bei den zum 1. Oktober 1979 vorgesehenen Beförderungen zum H/KL 
handelt es sich um Oberleutnante, welche die Mindestzeiten im Durch- 
schnitt bereits um fünf Monate überschritten haben und überwiegend 
besser als „gut“ beurteilt sind. Es trifft somit nicht zu, daß im BMVg 
Beförderungen zum Hauptmann/Kapitänleutnant noch nach Mindest- 
zeiten erfolgen. 

Die Laufzeiten bis zur Beförderung zum Hauptmann/Kapitänleutnant 
werden sich im BMVg bei gleichbleibender Planstellenlage noch er- 
heblich verlängern. 

Daß im nachgeordneten Bereich Hauptleute rascher als im BMVg in eine 
Planstelle der BesGr A 12 eingewiesen werden können, liegt darin 
begründet, daß im nachgeordneten Bereich die nach der BesGr A 1 2 
bewerteten Dienstposten mit Planstellen dieser Besoldungsgruppe 
abgedeckt werden können. Somit kann ein Hauptmann, der einen 
solchen Dienstposten innehat, im allgemeinen nach der Mindestdienst- 
zeit eingewiesen werden. 

Die wenigen derzeit im nachgeordneten Bereich unbesetzten Planstellen 
der BesGr A 12 werden am 1. Oktober 1979 voraussichtlich voll für 
Einweisungen genutzt. 

Für das BMVg stehen bei Kap. 14 01 Tit. 423 01 für insgesamt 266 
Dienstposten Al 1/12 für militärische Sachbearbeiter nur 84 Planstellen 
der BesGr A 12 zur Vefügung. 

Nach den im Januar 1979 in Kraft getretenen neuen Einweisungsricht- 
linien stehen zum 1 Oktober 1979 insgesamt 83 Hauptleute/Kapitän- 
leutnante zur Einweisung in eine Planstelle der BesGr A 12 heran, für 
die lediglich elf durch Zurruhesetzungen freiwerdende Planstellen der 
BesGr A 12 zur Verfügung stehen. 72 H/KL bleiben somit von der 
Einweisung ausgeschlossen. 

Infolge der zu geringen und ab 1983 sprunghaft zurückgehenden Zur- 
ruhesetzungen von Hauptleuten/Kapitänleutnanten der BesGr A 12 
werden sich die Chancen der Einweisungen in herausgehobenen Dienst- 
posten auf ein Minimum weiter verringern. 


28. Abgeordneter 
Voigt 

(Sonthofen) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, angesichts dieser 
Situation im Bundesverteidigungsministerium als 
Sofortmaßnahme und als Nachtrag zum Haushalts- 
plan 80 Planstellen von A 1 1 nach A 1 2 anzuheben, 
um einen Ausgleich zu schaffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Bülow 
vom 21. August 

Nach den vom Bundeskabinett festgelegten Grundsätzen für Personal- 
stellenforderungen zum Haushalt 1 980 konnten nennenswerte Hebungs- 
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forderungen für Stellen bei obersten Bundesbehörden nicht mit Aus- 
sicht auf Erfolg angemeldet werden. Deshalb konnten auch die von 
Ihnen angesprochenen 80 Hebungen von A 1 1 nach A 1 2 sowie 3 1 
Hebungen von A 10 nach A 1 1 nicht in den Regierungsentwurf aufge- 
nommen werden. Eine Nachforderung, die entsprechende Nachforde- 
rungen anderer Bundesressorts auslösen würde, erscheint ausgeschlos- 
sen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


29. Abgeordneter 
Würtz 
(SPD) 


Gedenkt die Bundesregierung, im Jahr des Kindes 
besondere Anstrengungen zur Eingliederung behin- 
derter Kinder zu unternehmen, und inwieweit 
wurde in diesem Zusammenhang in der Vergangen- 
heit bereits Hilfe geleistet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander vom 23. August 

Die Bundesregierung hat das Internationale Jahr des Kindes 1979 
zum Anlaß genommen, ihre Anstrengungen zur Eingliederung behin- 
derter Kinder zu intensivieren. 

Im Rahmen des Aktionsprogramms wurde vom 5. Juni 1979 an eine 
Woche des behinderten Kindes durchgeführt. Solche und ähnliche 
Veranstaltungen sollen dazu dienen, Voruteile - wie sie leider trotz 
intensiver Aufklärungsaktionen immer noch anzutreffen sind - in der 
Bevölkerung abzubauen und die Integration zu verbessern. Die Aktions- 
woche sollte aber auch gerade auf lokaler Ebene die Koordination und 
Kooperation zwischen allen an der Betreuungs- und Erziehungshilfe 
— für Behinderte und Nichtbehinderte — Beteiligten herstellen und 
aktivieren. 

Die Bundesregierung fördert Forschungsprojekte über Formen der 
Integration von behinderten und nichtbehinderten Kindern und über 
die Möglichkeiten des Einsatzes der Eltern als Co-Therapeuten bei der 
Behandlung von behinderten Kindern. 

Für die Verwirklichung der sozialen und beruflichen Integration Be- 
hinderter ist eine frühzeitige Zusammenführung in Gruppen mit Nicht- 
behinderten eine wichtige Voraussetzung. Ein weiterer Schwerpunkt 
ist die Eingliederung der Behinderten in Schule und GesellschaH. Im 
Rahmen des Bildungsgesamtplans wird der integrierten Förderung 
behinderter Kinder in allgemeinen Kindergärten und Schulen beson- 
dere Bedeutung beigemessen. Auch die Fortschreibung des Bildungs- 
gesamtplans wird entsprechende Vorstellungen enthalten. 

Nachdem in den letzten Jahren die Lern- und Förderungmöglichkeiten 
für behinderte Schüler durch den Aufbau des Sonderschulwesens und 
den Einsatz besonders qualifizierten Personals erheblich verbessert 
werden konnten, wird es in den nächsten Jahren vorrangig darauf an- 
kommen, verstärkt sonderpädagogische Hilfen und Förderungsmög- 
lichkeiten auch in den Grund- und Hauptschulen anzubieten. 

Im Rahmen von Modellversuchen und wissenschaftlichen Begleit- 
untersuchungen fördert der Bund seit 1971 zahlreiche Projekte zur 
Verbesserung der Eingliederung Behinderter im Bildungswesen. 

Die Freizeitgestaltung behinderter Kinder ist für die Eingliederung 
wichtig. Die Bundesregierung fördert überregionale bzw. modellhafte 
Freizeit- und Erholungseinrichtungen für behinderte Kinder. Es werden 
bei vorhandenen Einrichtungen zur Unterbringung behinderter Kinder 
gut gestaltete Freizeitbereiche neu geschaffen. 

Bei anderen Einrichtungen, die schon Freizeit- und Erholungseinrich- 
tungen haben, werden diese mit erheblicher Förderung des Bundes 
ausgebaut. 
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Der Weiterentwicklung technischer und orthopädischer Hilfen für 
gliedmaC>en- und sin ne sge störte Kinder wurde besondere Aufmerk- 
samkeit gewidmet, weil eine sachgemäße orthopädische Versorgung 
bei Kindern und Jugendlichen vielfach die wichtigste Voraussetzung 
für die Durchführung der Schul- und Vorschulbildung ist. 

Zur Ergänzung verweise ich auf die Antwort der Bundesregierung vom 
12. Oktober 1978 auf die Große Anfrage ,,Lage der Behinderten und 
Weiterentwicklung der Rehabilitation“, Drucksache 8/2190, in der 
auf die Situation der behinderten Kinder eingegangen wird sowie auf 
das Programm der nationalen Kommission für die Vorbereitung und 
Durchführung des Internationalen Jahrs des Kindes in der Bundesrepu- 
blik Deutschland, besonders auf die Seiten 36 bis 39. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


30. Abgeordneter Wird die Bundesregierung der Forderung des Deut- 
Dr. Möller sehen Mieterbunds entsprechen und eine Novelle 

(CDU/CSU) zum Wohngeldgesetz vorlegen, um wegen der 

,, explosionsartigen Heizkosten“ die Belastungen 
der Mieter auszugleichen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sperling 
vom 21. August 

Die Bundesregierung beabsichtigt gegenwärtig keine Novellierung des 
Wohngeldgesetzes mit dem Ziel, den Anstieg der Heizkostenbelastung 
auf diese Weise auszugleichen. Sie wird jedoch den Entwurf eines Ge- 
setzes einbringen, nach dem einkommensschwachen Bevölkerungs- 
kreisen für die Heizperiode 1979/80 ein einmaliger Heizölkostenzu- 
schuß gezahlt werden soll. Über den Inhalt des Gesetzes ist zwischen 
den beteiligten Bundesministerien weitgehende Übereinstimmung er- 
zielt worden. Insbesondere sollen Personen und Haushalte anspruchs- 
berechtigt sein, deren verfügbares Einkommen monatlich nicht höher 
ist als 900 DM, zuzüglich eines Zuschlags von 300 DM für die zweite 
und von 250 DM für jede weitere im Haushalt lebende Person. Der 
weitaus überwiegende Teil der Wohngeldempfänger wird zu dem Per- 
sonenkreis rechnen, der einen einmaligen Heizkostenzuschuß erhält. 
Der Gesetzentwurf wird vom Bundeskabinett am 3. September 1979 
abschließend beraten werden. 


31. Abgeordnete Erwägt die Bundesregierung eine Novellierung der 
Frau Wohngeldregelung und eine Umstellung des Wohn- 

Dr. Lepsius gelds von einer Kaltmiete auf Warmmiete? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sperling 
vom 22. August 

Nachdem die letzte Novelle zum Wohngeldgesetz (viertes Änderungs- 
gesetz vom 23. August 1977) erst am 1. Januar 1978 in Kraft getreten 
ist, erwägt die Bundesregierung gegenwärtig keine erneute Novellierung. 
Sie wird jedoch in ihrem nächsten Wohngeld- und Mietenbericht, der 
noch im Laufe dieses Jahres erstattet werden soll, über die Auswirkun- 
gen der letzten Novelle berichten. 

Desgleichen wird eine Umstellung der Wohngeldberechnung von der 
Kaltmiete auf die Warmmiete z. Z. nicht erwogen. Die Bundesregierung 
wird jedoch den Entwurf eines Gesetzes einbringen, nach dem ein- 
kommensschwachen Bevölkerungskreisen für die Heizperiode 1979/80 
ein einmaliger Heizölkostenzuschuß gezahlt werden soll. Über den In- 
halt des Gesetzes ist zwischen den beteiligten Bundesministerien weit- 
gehende Übereinstimmung erzielt worden. Insbesondere sollen Per- 
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sonen und Haushalte anspruchsberechtigt sein, deren verfügbares Ein- 
kommen monatlich nicht höher ist als 900 DM, zuzüglich eines Zu- 
schlags von 300 DM für die zweite und von 250 DM für jede weitere 
im Haushalt lebende Person. Der weitaus überwiegende Teil der Wohn- 
geldempfänger wird zu dem Personenkreis rechnen, der einen einma- 
ligen Heizkostenzuschuß erhält. Der Gesetzentwurf wird vom Bun- 
deskabinett am 3. September 1979 abschließend beraten werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 

32. Abgeordneter Inwieweit werden von Seiten der Bundesregierung 
Josten die neuen Techniken zur Kraftstoffgewinnung in 

(CDU/CSU) der Landwirtschaft, insbesondere aus Zuckerrüben, 

gefördert? 

Antwort des Bundesministers Dr. Hauff vom 14. August 

Die Möglichkeiten zur Verwertung agrarischer Biomasse für energeti- 
sche Zwecke sind seit längerem Gegenstand von Forschungs- und Ent- 
wicklungsarbeiten, die vom Bundesforschungsminister im Rahmen 
besonderer Fachprogramme („Technologien zur Nutzung der Sonnen- 
energie“, ,, Biologisch-technische Systeme zur Energie- und Rohstoffge- 
winnung“) und seitens des Bundesernährungsministers sowie des Bun- 
deswirtschaftsministers im Rahmen der Ressortforschung gefördert 
werden. 

Im Rahmen dieser Programme konzentrieren sich die Untersuchungen 
auf biologische, technische und ökonomische Bedingungen, unter 
denen Biomasse erzeugt werden kann, die nicht oder nicht ausschließ- 
lich als Nahrungs- oder Futtermittel verwendet wird. Sie beschränkten 
sich dabei nicht auf die Verwendung bislang bekannter und üblicher 
Kulturpflanzen und auch nicht auf die Verwertung von ,, Reststoffen“, 
die bei der Produktion von Nahrungsmitteln anfallen. Es werden viel- 
mehr auch Pflanzen gesucht oder gegebenenfalls gezüchtet, die als Sub- 
stitute für heute übliche (fossile) Rohstoffe für den industriellen Be- 
reich oder als Energieträger wettbewerbsfähig angebaut werden können. 
Unter diesem Aspekt wird z. Z. auch die Eignung der Zuckerrübe als 
Energiequelle geprüft. 


33. 


Abgeordneter 

Josten 


(CDU/CSU) 


Welche Alternativtechniken zur Energiegewinnung 
gedenkt die Bundesregierung zukünftig durch 
Schwerpunktbildung voranzutreiben? 


Antwort des Bundesministers Dr. Hauff vom 14. August 

Mit ihrem Programm Energieforschung und Energietechnologien 1977 
bis 1980 hat die Bundesregierung die Prioritäten in diesem Bereich 
festgelegt: 

- Verfahren zur rationelleren Energieverwendung, 

- Erforschung neuer und verbesserter Verfahren zur Nutzung der 
Kohle und anderer fossiler Energiequellen, 

- Erforschung und Entwicklung von Verfahren zur Anwendung 
neuer, insbesondere regenerativer Energiequellen, 

- weitere Entwicklung der Verfahren zum Einsatz der Kernenergie. 

Das Energieforschungsprogramm folgt dem Ziel, alle Möglichkeiten zur 
rationellen Energieverwendung voranzutreiben, unsere Energieversor- 
gung auf eine möglichst breite Basis zu stellen und dafür alle in Be- 
tracht kommenden Energieträger und -quellen zu entwicklen, um 
Optionen zu eröffnen und fundierte Lösungen für den Energiebe- 
darf der unterschiedlichen Bereiche möglich zu machen. Die Arbei- 
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ten bewegen sich dabei auf unterschiedlichen zeitlichen und sach- 
lichen Ebenen. Während etwa Fragen der Fusion oder der verbesser- 
ten Wirkung von Elektrizitäterzeugung aus Solarenergie noch viel- 
fach Grundlagenforschung sind, geht es bei anderen Fragen um die 
Optimierung und Demonstration technischer Systeme, um die Vorbe- 
reitung der erforderlichen Markteinführung durch Pilotanlagen und um 
die Entwicklung des Einsatzes kombinierter Energieversorgungskonzep- 
te in Anpassung an verschiedene Randbedingungen wie z. B. bei der 
Fernwärme und der Anwendung des Prinzips der Wärmekraftkopplung. 

Der Entwicklungsaufwand kann für die einzelnen Energiequellen und 
-Systeme sehr unterschiedlich sein und kann dabei nicht in einer festen 
Relation zu ihrem späteren Mengenbeitrag zur Energiebedarfsdeckung 
stehen. 

Technologien zur Energieeinsparung sind hierbei von ganz besonderer 
Wichtigkeit, um den Energiebedarf insgesamt so klein wie möglich zu 
halten. 

Die Schwerpunktbildung ist wegen des unterschiedlichen Entwicklungs- 
aufwands für die einzelnen Energiequellen und -techniken nicht an der 
Höhe der eingesetzten staatlichen Mittel ablesbar, sondern liegt gerade 
in der Kombinationsmöglichkeit zur Deckung des erforderlichen Ener- 
giebedarfs bei Eröffnung aller sinnvollen Optionen. 

34. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung das während der 
Biechele Jahrestagung der International Association of Fire 

(CDU/CSU) in Cicinnati vorgestellte neue System für die Brand- 

bekämpfung und den Rettungseinsatz in Hoch- 
häusern, und ist sie bereit, das SMS (Suspended 
Manoevring System = manövrierbares Hängesystem) 
für eine modellhafte Erprobung in der Bundes- 
republik Deutschland zu fördern? 

Antwort des Bundesministers Dr. Hauff vom 15. August 

Die Bundesregierung wird zur Beurteilung des Systems die herstellende 
Firma Mc Donnell Douglas (USA) um eine öffentliche Präsentation 
bei der Frankfurter Berufsfeuerwehr bitten, bei der auch die Inns- 
brucker Feuerwehr, die große Erfahrungen bei der Menschenrettung 
aus brennenden Hochhäusern mit Hubschraubern besitzt, anwesend ist. 

An der Präsentation werden auch die Mitglieder des Sachverständigen- 
kreises „Sicherheit und Brandbekämpfung“ des Bundesforschungs- 
ministeriums sowie des Bundesverkehrsministers und des Bundes- 
innenministers teilnehmen. 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf Grund 
des österreichischen Alternativ-Energieplans im 
Rahmen des österreichischen Power-Alkoholpro- 
gramms drei Anlagen geplant sind, in denen ab 
1981 Sprozentiges Äthanol als Treibstoffzusatz 
hergestellt werden sollen, und hat die Bundes- 
regierung auf diesem Gebiet Forschungen betreiben 
lassen, inwieweit derartige Anlagen auch in der 
Bundesrepublik Deutschland erstellt werden kön- 
nen, um den gegenwärtigen Energiemarkt zu ent- 
lasten? 

Antwort des Bundesministers Dr. Hauff vom 16. August 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die österreichsiche Mineralöl- 
verwaltung im Auftrag des dortigen Bundesministeriums für Handel, 
Gewerbe und Industrie beabsichtigt, einen regional begrenzten Ver- 
such zu starten, bei dem Überschußmengen der österreichischen Alko- 
holmonopolverwaltung dem Kraftstoff beigemischt werden sollen. 
Dem Vernehmen nach handelt es sich um eine Äthanolmenge in der 
Größenordnung von 2 000 t/a. 
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Als Voraussetzung für diesen Versuch wird jedoch die positive finan- 
zielle und technische Klärung der damit im Zusammenhang stehen- 
den Probleme genannt. 

Darüber hinaus steht der Bau von drei Anlagen zur Äthanolherstellung 
in der Diskussion. Soweit der Bundesregierung bekannt, werden der- 
zeit grundsätzliche Fragestellungen, wie Entzug der Ausgangsstoffe 
(Mais, Getreide) aus dem seitherigen Nahrungsmittelkreislauf, die 
Beständigkeit verschiedener Kunstoffbauteile, vor allem in älteren 
Kraftfahrzeugen, gegen Äthanolbeimischungen, sowie Fragen der Ge- 
samtenergiebilanz von Äthanolanlagen geprüft, und erst danach soll 
über die Planung der in Rede stehenden Anlagen entschieden werden. 

Auch in den vom Bundesforschungsminister, Bundesernährungsmi- 
nister sowie dem Bundeswirtschaftminister geförderten Fachprogram- 
men sind die weitgreifenden wichtigen Probleme der Biomasseerzeu- 
gung zur möglichen Substitution von fossilen Rohstoffen bzw. zur Ver- 
wendung von Nichtnahrungsmitteln aufgegriffen worden. Es handelt 
sich um eine sehr komplexe Problemstellung, bei der Ergebnisse nur 
mittel- und langfristig zu erwarten sind. 


36. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, den Bau solcher 
Susset Anlagen zu planen? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Bundesministers Dr. Hauff vom 16. August 

Die Bundesregierung beabsichtigt derzeit nicht, solche Produktions- 
anlagen zu bauen. Es ist jedoch vorgesehen, daß im Rahmen der von 
ihr durchgeführten Förderprogramme Pilotanlagen errichtet werden, 
die vor allem das Ziel haben, verbesserte Verarbeitungs- Reinigungs- 
und Destillationsverfahren zu entwickeln. Im Vordergrund des In- 
teresses stünde hierbei, bei dem Äthanolgewinnungsprozeß eine posi- 
tive Energiebilanz (eingesetzte Energie/ Energieinhalt Äthanol) zu 
erhalten oder sonst nicht verwertbare Abwärme für den Gewinnungs- 
prozeß zu nutzen. 

Im Zusammenhang mit diesen beiden Fragen verweise ich auf Ant- 
worten des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus auf die schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Zumpfort (Stenographischer 
Bericht über die 162. Sitzung des Deutschen Bundestages - Anlage 
64), worin der Themenkomplex Äthanolgewinnung ausführlich darge- 
stellt wurde. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


37. Abgeordneter Hat der Bundesminister für wirtschaftliche Zusam- 
Werner menarbeit die Auffassung geäußert, daß bezüglich 

(CDU/CSU) der 1973 für die beiden Staaten Südvietnam und 

Nordvietnam zur Stabilisierung des Friedens und 
zum Wiederaufbau bereitgestellten 89 Millionen DM 
Entwicklungshilfe auch heute noch eine völker- 
rechtliche Bindung besteht, und teilt die Bundes- 
regierung gegebenenfalls diese Auffassung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Brück vom 16. August 

Bundesminister Offergeld hat sich in der Sitzung des Ausschusses für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit des Deutschen Bundestages am 21. Ju- 
ni 1979 nicht dazu geäußtert, ob 
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,, bezüglich der 1973 für die beiden Staaten Südvietnam und Nordviet- 
nam zur Stabilisierung des Friedens und zum Wiederaufbau bereitge- 
stellten 89 Millionen DM Entwicklungshilfe auch heute noch eine 
völkerrechtliche Bindung besteht“. 

Im übrigen hat der Bundeskanzler in der Regierungserklärung am 
4. Juli 1979 vor dem Deutschen Bundestag festgestellt: 

,, Entwicklungshilfe an Vietnam kommt unter den gegenwärtigen 
Umständen nicht in Betracht.“ 


38. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, daß im Bundesministerium 

Dr. Probst für wirtschaftliche Zusammenarbeit ein Papier 

(CDU/CSU) erstellt wurde, durch das bewiesen werden soll, daß 

Bundesminister Offergeld sich während des Fell- 
bacher Landesparteitags der SPD in der Frage der 
friedlichen Nutzung der Kernenergie um einen 
tragfähigen Kompromiß bemüht habe, und wäre 
es nach Auffassung der Bundesregierung mit den 
Amtspflichten eines Bundesministeriums vereinbar, 
die parteipolitischen Aktivitäten von Kabinettsmit- 
gliedern aufzuarbeiten und dokumentarisch zu 
interpretieren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Brück vom 16. August 

Zum Abstimmungsverhalten von Bundesminister Offergeld auf dem 
Fellbacher Landesparteitag der SPD hat das Pressereferat des Bundes- 
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit zum internen Ge- 
brauch Informationen über den Beschluß und das Verfahren bei der 
Beschlußfassung aufgeschrieben. Diese Informationen sollten das 
Pressereferat bei der Wahrnehmung seiner üblichen Aufgaben instand- 
setzen, Fragen der Presse zu beantworten. 


39. Abgeordneter Trifft es gegebenenfalls auch zu, daß in diesem 

Dr. Probst Papier Vorwürfe gegen den Bundesminister für 

(CDU/CSU) Forschung und Technologie enthalten sind, er habe 

sich an dieser Diskussion nicht beteiligt und habe 
insbesondere im Vorfeld der Parteitagsberatungen, 
bei Landespräsidium und -Vorstand, geschwiegen, 
und wie würde die Bundesregierung ein solches 
Verhalten ihres für Energiepolitik verantwortlichen 
Bundesministers beurteilen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Brück vom 16. August 

Die Aufzeichnung enthält keine Vorwürfe gegenüber dem Bundesfor- 
schungsminister. 


Bonn, den 3 1 . August 1 979 
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